
Workshop-Phase I (12:30 - 14:00 Uhr)

19.08.2026 in Kiel

Valerie Einsiedel und Maik Hanken

Nationale Leitstelle Ladeinfrastruktur

Ladeinfrastruktur ausschreiben, 
bewilligen und genehmigen



Agenda

19.08.2026

1. Einführung

2. Impuls: Verteilung und Ausschreibung von    
Ladeinfrastruktur

3. Workshop (ab 13 Uhr)

4. Fragen und Antworten
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Wer wir sind

Die Nationale Leitstelle Ladeinfrastruktur

Beauftragt durch:

„Im Auftrag des BMV koordiniert und steuert die Nationale Leitstelle Ladeinfrastruktur unter dem Dach der bundeseigenen NOW GmbH die 
Aktivitäten zum Ausbau der Ladeinfrastruktur in Deutschland.“
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Neuzulassungen und Bestand

Elektromobilität in Zahlen

Quelle: ElektromobilitätsMONITOR 07/2026; NOW GmbH
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Prognostizierter Bestand an E-Pkw in Deutschland 2026-2030

Quo vadis, Elektromobilität?

Quelle: „Klimafreundliche Pkw in Deutschland: Herstellerbefragung zu Absatzprognosen und Technologietrends 2025“, NOW GmbH, 2026
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Herstellerangaben gemäß Cleanroom-Format

Anteil der Antriebstechnologien am prognostizierten Pkw-Absatz
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Herstellerangaben gemäß Cleanroom-Format

Prognostizierte Absatzzahlen schwerer Nutzfahrzeuge (N3)

7
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Nutzungsszenarien

Gesamtsystem Ladeinfrastruktur
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Verladene Energiemenge je Nutzungsszenario – Prognose 2030

Wo wird geladen?
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Quelle: Studie: „Laden nach 2025/2030 – Szenarien für den Markthochlauf“, Nationale Leitstelle Ladeinfrastruktur, 2024



Verteilung und Ausschreibung von 
Ladeinfrastruktur

19.08.2026
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Kommunen müssen knappen Straßenraum rechtssicher verteilen

Ausgangslage und Problem

• Öffentlicher Straßenraum wird heute nicht nur für 
Transport von Menschen und Waren genutzt, sondern 
vermehrt auch als Raum stationärer wirtschaftlicher 
Betätigung (Sondernutzung!). Dazu gehört auch 
Ladeinfrastruktur.

• Öffentlicher Straßenraum = knappe Ressource

• Betreiber konkurrieren um attraktive Standorte 
(wirtschaftliches Interesse!)

• Kommunen müssen Flächenzugang steuern

• Aufeinandertreffen diverser Anforderungen an 
staatliches Handeln aus Verfassungs-, Straßen-,  
Unions- und (Kartell-)Vergaberecht

?
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• Öffentlicher Straßenraum wird heute nicht nur für 
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• Aufeinandertreffen diverser Anforderungen an 
staatliches Handeln aus Verfassungs-, Straßen-,  
Unions- und (Kartell-)Vergaberecht

?

„Nach den Ergebnissen der Sektoruntersuchung stellt […] die 
aktuelle Praxis bei der Gewährung des Zugangs zu geeigneten 

öffentlichen Flächen nach wie vor ein bedeutsames 
Wettbewerbshindernis dar.“

- Bundeskartellamt, 2024
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Als Teil der vollziehenden Gewalt sind Kommunen an die Grundrechte gebunden

Verfassungsrecht

Art. 1 Abs. 3 GG

„Die nachfolgenden Grundrechte binden […] [die] vollziehende Gewalt als unmittelbar geltendes Recht.“

• Staatliches Handeln muss 
transparent und nachvollziehbar sein

→wirksame Kontrolle der Gleichbehandlung

• Offenlegung von Auswahlentscheidungen

Auch Unternehmen 
haben Anspruch auf 

diskriminierungsfreie
Behandlung

(Art. 19 Abs. 3 GG)

Art. 3 GG Art. 12 GG Art. 20 Abs. 3 GG

Abs. 1 Abs. 3

Allgemeiner 
Gleichheitssatz

Diskriminierungs-
verbote

Berufsfreiheit Grundsatz der Gesetzes-
bindung der Verwaltung 

i. V. m. Art. 3 Abs. 1 GG: 
Anspruch auf gerechte 

Verteilung innerhalb des 
Bestandes (Teilhabe)

→ CPOs muss zumindest 
Möglichkeit einer 

Sondernutzungserlaubnis 
(SNE) eingeräumt werden 

(offenes Verfahren)

Kommune darf öffentliche 
Flächen nicht willkürlich 
vergeben, sondern muss 
sich an Recht und Gesetz 

halten.
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Als Teil der vollziehenden Gewalt sind Kommunen an die Grundrechte gebunden

Verfassungsrecht

Kommunen müssen bei Verteilungsverfahren                                  
transparent, diskriminierungsfrei und offen handeln.
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Straßenrecht

Wettbewerbsneutralität schließt wettbewerbsbewusste Auswahlverfahren nicht aus

Straßen- & Wegerecht ist 
wettbewerbsneutral

= dient Belangen des 
Verkehrs und nicht 

wirtschaftlichen Interessen 
Dritter

Erteilung von SNE: 
wettbewerbsneutral

Aber: Flächenknappheit 
macht Beschränkung des 

Wettbewerbs unvermeidlich  

(Urteil VG München)

Wettbewerbsbeschrän-
kung erfordert gesonderte 

Rechtsgrundlage                            
(z. B. Satzung;                        

Urteil VG München)

Satzungsinhalt:                          
So wenig wie möglich 

(Übermöblierung), so viel 
wie nötig (Bedarf)

Wettbewerbsbeschrän-
kendes Auswahlverfahren 

muss trotzdem 
„wettbewerbsbewusst“ sein

(Urteil VG München)

= transparent,
diskriminierungsfrei und

offen 

(vgl. Verfassungsrecht)

≠ wettbewerblich

(Ebene kommt erst durch 
Vergaberecht hinzu!)
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• Richtlinie 2006/123/EG: Anforderungen an Genehmigungserteilungen zur Ausübung von Dienstleistungen

→ Hierunter fällt auch Erteilung von SNE für den Betrieb von Ladeinfrastruktur 

• Art. 13 konkretisiert transparent, diskriminierungsfrei und offen als Kriterien des Verfahrens (vgl. Verfassungs-/Straßenrecht)

• Wegen Bekanntmachungspflicht: Erlaubniserteilung auf Betreiberinitiative hin scheidet aus

• Genehmigungen dürfen nur befristet erteilt und nicht ohne erneutes Auswahlverfahren verlängert werden

→ Gilt auch für bereits erteilte SNE (von Stadtwerken errichtete LIS!)

• EU-DLRL lässt Einbindung wettbewerblicher Aspekte bei Auswahlentscheidung und Art des Auswahlverfahrens offen

Wettbewerbsbewusste Verfahren bei Flächenknappheit

EU-Dienstleistungsrichtlinie

Art. 12: Auswahl zwischen mehreren Bewerbern

(1) Ist die Zahl der […] verfügbaren Genehmigungen aufgrund der Knappheit der natürlichen Ressourcen […] begrenzt, so wenden die 
Mitgliedstaaten ein neutrales und transparentes Verfahren zur Auswahl der Bewerber an und machen insbesondere die Eröffnung, den Ablauf 
und den Ausgang des Verfahrens angemessen bekannt.

Verteilungsverfahren im Anwendungsbereich der EU-DLRL sollten vergabeähnlich gestaltet werden. 
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• Anwendungsbereich des Kartellrechts eröffnet, wenn Behörde bei Erteilung von Sondernutzungserlaubnissen 
für Ladesäulen als eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübende Einheit (unternehmerisch) handelt.

→ Dies bejahen BKartA und MoPoKo in der Regel

• Kommune ist beim Angebot geeigneter Flächen regelmäßig marktbeherrschend (BKartA)

• Folge: Anwendung des Kartellrechts

→ Kartellrechtliches Missbrauchsverbot (§ 19 GWB) verlangt praktisch transparente, diskriminierungsfreie
und offene Verfahren

Kartellrechtliches Missbrauchsverbot schafft keine zusätzlichen Anforderungen

Kartellrecht

Zwischenfazit:

Transparente, diskriminierungsfreie und offene (= wettbewerbsbewusste) Verfahren erfüllen die Vorgaben des 

Verfassungsrechts, der EU-Dienstleistungsrichtlinie und des Kartellrechts, ohne dabei im Widerspruch zur 

Wettbewerbsneutralität des Straßenrechts zu stehen.
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Zulässig sind allein sachliche, straßenbezogene Erwägungen

Entscheidungskriterien bei der Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis

Maßgeblich und zulässig

Sachliche, straßenbezogene Erwägungen, 
insbesondere:

• Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs

• Rücksichtnahme auf andere 
Verkehrsteilnehmer

• Interessenausgleich von Straßenanliegern

• Bauplanerische und stadtpflegerische 
Aspekte

• Gemeinverträglichkeit

• Belange der Straßenbaulast

Unzulässig

Verkehrsfremde Erwägungen ohne 
Straßenbezug:

• Kriterien wie „wirtschaftlich attraktiv“, 
„leistungsfähig“ oder „regional“

• Persönliche Zuverlässigkeit

• Vertrauensschutz

• Herkunft des Stroms
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• Anwendungsbereich des Vergaberechts eröffnet, wenn Errichtungs- und Betriebspflichten vertraglich 
beschafft werden (öffentlicher Auftrag oder (Dienstleistungs-)Konzession)

• Anforderungen an Vergabeverfahren (§ 97 GWB): Auswahlverfahren im Wettbewerb, transparent, 
nichtdiskriminierend, mit Qualitäts- und Nachhaltigkeitskriterien sowie Mittelstandsschutz

Ein Vergabeverfahren bietet Kommunen mehr Gestaltungsraum 

Vergaberecht

Chancen

• Einklagbare Leistungsverpflichtung

• Weitreichendere wettbewerbliche 
Kriterien

• Hohe Gestaltungsfreiheit

Risiken

• Höherer Verwaltungsaufwand durch 
formelle Anforderungen 
(UVgO/VgV/GWB)

• Höhere Gefahr von Formfehlern

• Wettbewerblich = Im Vergaberecht müssen wirtschaftliche Interessen Dritter berücksichtigt werden                                
(im „Widerspruch“ zum Straßenrecht)
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• Kann ein wettbewerbliches Vergabeverfahren einem straßenrechtlichen Verteilungsverfahren 

(wettbewerbsneutral) vorgeschaltet werden?

→ Rechtsprechung: JA!!! (Urteil VG München)

• Voraussetzung dafür: Vergabeverfahren selbst hat straßenrechtlichen Anlass (z. B. Vermeidung von 

Übermöblierung und Nutzungskonflikten)

• Solange straßenrechtlicher Anlass gegeben ist, können im Rahmen eines Vergabeverfahrens auch 
wettbewerbliche Kriterien angelegt werden.

→ Straßenrechtliche Wettbewerbsneutralität tritt in diesem Fall hinter das Vergaberecht zurück.

Bei straßenrechtlichem Anlass tritt Wettbewerbsneutralität hinter Vergaberecht zurück

Auflösung des „Widerspruchs“



Vorliegen einer Verteilungssituation im Straßenrecht
Auswahlentscheidung muss getroffen werden

19.08.2026

Die Handlungsoptionen zusammengefasst

Verteilung oder Vergabe?

Errichtung von Ladeinfrastruktur im öffentlichen Straßenraum

Öffentlicher 
Auftrag                                

(§ 103 Abs. 1 GWB)

Konzession                                
(§ 105 Abs. 1 GWB)

Erteilung der Sondernutzungserlaubnis

Vergabe nach dem Vergaberecht
Wettbewerbliche Kriterien können hinzugezogen werden

Wettbewerbsbewusstes Verteilungsverfahren
Transparent, diskriminierungsfrei, offen

Insb. Bekanntmachungspflichten

Keine Verteilungssituation
Absehbar ausreichend Flächen verfügbar

Über Anträge kann im 
Rahmen des 

kommunalen 
Ermessensspielraums 

beschieden werden
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Online-Seminar am 02.09. um 9:30 Uhr

Gestern erschienen: Neue Publikation der NLL
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Workshop-Teil
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Kreisstadt

Einwohnerzahl: 35.000

Anzahl öffentliche Ladepunkte: 146, davon 46 HPC

Installierte Ladeleistung: 6.147 kW

Zusätzlicher Bedarf: 1.417 kW (2030), 5.569 kW (2035)

Landkreis

Einwohnerzahl : 170.000

Anzahl öffentliche Ladepunkte: 284, davon 92 HPC

Installierte Ladeleistung: 12.371 kW

Zusätzlicher Bedarf: 6.681 kW (2030), 16.717 kW (2035)

Marktanteil „Platzhirsch“ (Überregionaler Energieversorger): ~ 50 %

Case Study Musterkommune

Workshop 
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Case Study Musterkommune

Workshop

Wie viele Ladepunkte sollen im öffentlichen Raum in 
den nächsten 10 Jahren entstehen?

Welche Verfahrensart würden Sie wählen?

Wie könnte ein mögliches Vorgehen aussehen?

Wie soll  dabei „ transparent, diskriminierungsfrei und
offen“ sichergestellt werden?



Weitere Fragen?

19.08.2026



Vielen Dank!

nationale-leitstelle.de

Folgen Sie uns auf LinkedIn

Einfach laden. Daran arbeiten wir.

Valerie Einsiedel & Maik Hanken
valerie.einsiedel@now-gmbh.de
maik.hanken@now-gmbh.de
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